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Schönen guten Tag, 

wir sind die Wählervereinigung „Die Stadtisten e. V.“ und seit 2014 im Stuttgarter Gemeinderat 
vertreten. Auch wir blicken mit Spannung auf die kommende Landtagswahl. In diesem Zuge haben 
wir einen Fragenkatalog erstellt, der für uns wichtige Themen aufgreift, die das Leben in der 
Kommune betreffen und in einem unmittelbaren Zusammenhang mit landespolitischen 
Entscheidungen stehen. 

Wir würden uns sehr über Ihre Beantwortung dieser Fragen freuen, um sie im Anschluss auf 
unseren Social-Media Kanälen zu veröffentlichen. 

Mit Grüßen aus der Landeshauptstadt 

der Vorstand der Stadtisten 

 

Wirtschaft 

1. In welchen Wirtschaftszweigen sehen Sie das größte Entwicklungspotenzial für die 
Wohlstandssicherung des Standorts Baden-Württemberg? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

2. Die Metropolregion Stuttgart gehört mit dem Cyber Valley (Kooperation zwischen Stuttgart 
und Tübingen) und dem IPAI in Heilbronn bundesweit zu den leistungsstärksten Zentren 
modernster technologischer Entwicklungen. Wie wollen Sie die Synergien dieser 
zukunftsweisenden Potenziale konkret fördern? 
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Verwaltung und Bürokratie 

1. Bürokratieabbau und Digitalisierung: Wie werden Sie Kommunen technisch und finanziell 
so ausstatten, dass eine Vernetzung mit der Landesebene möglich wird? Beabsichtigen 
Sie, ein Landesgesetz für einheitliche IT-Standards zu verabschieden? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Welche Maßnahmen planen Sie angesichts sinkender Steuereinnahmen, um Kommunen 

finanziell zu entlasten/unterstützen? 
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Verkehr / ÖPNV 

1. Mobilitätsgarantie (in Ballungsgebieten 15-Minuten-Takt, in ländlichen Räumen 30 
Minuten) klingt gut, aber wer finanziert die massiven Betriebskosten, wenn die Kommunen 
schon jetzt am Limit sind? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Unterstützen Sie eine Reform des Landesstraßengesetzes, die den Vorrang der 

Schulwegsicherheit vor der „Leichtigkeit des Autoverkehrs“ rechtlich verbindlich 
vorschreibt? 
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Kultur 

1. Schutzschirm für Kommunen: Kultur ist eine freiwillige Aufgabe – wie wollen Sie die 
Kommunen in diesem Bereich angesichts leerer Kassen finanziell unterstützen? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Stehen Sie hinter den gefassten Beschlüssen seitens Land und der Stadt Stuttgart 

hinsichtlich der Sanierung der Württembergischen Staatstheater samt Interimsbau? Falls 
nicht: Welche Alternativen bieten Sie an? 
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Soziales und Bildung 

1. Wie wollen Sie dem Fachkräftemangel in Bildung und Betreuung (von Kita bis Schulende) 
begegnen, ohne die Qualität zu senken? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Stuttgart braucht mehr als nur Schlafplätze – mit welchen Landesförderprogrammen 

wollen Sie Kommunen dabei unterstützten, „dritte Orte“ und quartiersbezogene 
Begegnungszentren zu finanzieren, um der wachsenden sozialen Vereinsamung in 
unseren Stadtteilen entgegenzuwirken? 
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Wohnen 

1. Ein spezifisches Hemmnis der Innenentwicklung ist die Stellplatzpflicht. Bei der 
Aufstockung von Gebäuden ist der Nachweis zusätzlicher Stellplätze auf dem Grundstück 
oft physisch unmöglich. Setzten Sie sich für einen vollständigen Verzicht der 
Stellplatznachweispflicht bei Aufstockungen im Bestand ein, um Wohnraum nicht an 
Auto-Stellplätzen scheitern zu lassen? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
2. Kommunales Quartiersförderprogramm: Setzen Sie sich für ein integriertes 

Förderprogramm ein, das Wohnungsbau mit Erdgeschossnutzungen (Gewerbe, Kultur, 
soziale Infrastruktur) kombiniert? 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


	Wirtschaft_1: Die Wirtschaftszweige, die bisher für unseren Wohlstand gesorgt haben, werden dies in Zukunft nicht mehr leisten können. Träumereien, es würde wieder alles wie früher, sind unrealistisch. Deshalb müssen wir uns mittelfristig auf neue Wirtschaftszweige konzentrieren. 

Wir sehen dies im Bereich der Medizintechnik, Energiegewinnung und auch in der Verknüpfung von digitalen Services mit dem Maschinenbau und mit der Bauwirtschaft. Zukunftschancen sehen wir darüber hinaus auch bei energieeffizienten Technologien.
	Wirtschaft_2: CyberValley und IPAI müssen stärker zusammenarbeiten und sich jeweils auf einzelne Gebiete konzentrieren. Bei der heutigen KI-Konkurrenzsituation auf der Welt darf in Baden-Württemberg keine Rivalität zwischen den den KI-Zentren bestehen. 

Deshalb muss definiert werden, welche Gebiete in diesen Zentren bearbeitet werden. 
	Verwaltung_und_Buerokratie_1: Wir brauchen nicht für alles immer ein Landesgesetz. Es müssen sich aber Kommunen und Land auf einheitliche Standards einigen und den Kommunen müssen dann auch die notwendigen Mittel zur Verfügung gestellt werden. 
Wichtig ist auch die schnellstmögliche Ausstattung aller Gemeinden mit einem Breitbandanschluss. 
	Verwaltung_und_Buerokratie_2: Kommunen müssen aktuell vieles bezahlen, was Land und Bund als Pflichtaufgabe vorgeschrieben haben. Meist ohne dabei die Kommunen aber finanziell vollständig zu entschädigen. Dies muss verbessert werden. Dann haben die Kommunen auch wieder einen größeren finanziellen Spielraum. 
	Verkehr_OEPNV_1: Eine Mobilitätsgarantie des Landes kann nur funktionieren, wenn das Land die Mehrkosten vollständig übernimmt. Ansonsten müssen wir eher mit Kürzungen rechnen. 

Ein Mobilitätspass, den alle Einwohner oder die Unternehmen für die Bürger verpflichtend finanzieren müssen, halten wir für recht komplex und schwierig umzusetzen. Wenn der Pflichtbeitrag nachher beim Erwerb eines Tickets angerechnet werden kann, führt dies wieder zu aufwendigen Prüfungen bei den Verkehrsunternehmen.

Deshalb muss die Mobilitätsgarantie vom Land finanziert werden. 
	Verkehr_OEPNV_2: Sichere Schulwege sind für Familien ein extrem wichtiger Punkt. Deshalb muss auf Schulwegen die "Leichtigkeit des Autoverkehrs" in den Hintergrund treten. Wichtig sind auch Maßnahmen gegen den hohen Bring- und Holverkehr von Eltern.
Ein angepasstes Landesstraßengesetz kann sicherlich helfen. 
	Kultur_1: Wenn die Kommunen von aufgestülpten Aufgaben finanziell entlastet werden, erhalten diese dann auch wieder mehr Luft für freiwillige Aufgaben. Es wird aber wohl auch notwendig sein, Kultur mit Stiftungen und wohlhabenden Spendern wieder finanzierbar zu machen. 
	Kultur_2: Ein Umbau im ursprünglich angestrebten Umfang wird nicht finanzierbar sein. Es muss also festgelegt werden, was wirklich notwendig ist und auf welche Maßnahmen auch verzichtet werden kann. Eine andere Alternative sehen wir nicht. 
	Soziales_und_Bildung_1: Teilweise geht die Kita-Betreuungsnachfrage in einzelnen Kommunen zurück. Wir sehen für die ersten Lebensjahre eines Kindes ein Erziehungsgehalt für Eltern als notwendig an. Dies überlässt dann den Eltern die Wahl, ob in den ersten drei Lebensjahren eine davon bezahlte außerhäusliche Betreuung notwendig ist oder ob die Erziehung von einem Elternteil geleistet wird. Ein Erziehungsgehalt bringt dann für die Eltern, die Erziehung selber leisten, aber auch Pflichten mit sich, so dass tatsächlich Erziehung stattfindet. Dadurch können Kitas auch entlastet werden, da der Betreuungsschlüssel gerade bei Kleinkindern sehr hoch ist.
Wichtig ist, dass Kinder, die vor der Einschulung stehen, auch einschulungsfähig sind. Deshalb brauchen diese Kinder evtl. eine besondere Betreuung, für die Personal ausreichend vorhanden sein muss. 

Fachkräfte in der Bildung müssen entsprechend gut bezahlt werden, damit der Beruf auch attraktiv ist. Auch muss die gesellschaftliche Anerkennung noch weiter verbessert werden. 
	Soziales_und_Bildung_2: Im Land gibt es bisher das Förderprogramm "Quartiersimpulse", dass sich aber mehr auf die Bürgerbeteiligung konzentriert als auf die konkrete Umsetzung. Deshalb muss "Quartiersimpulse" weiterentwickelt werden und mehr in Form eines Umsetzungs-Förderprogramms gedacht werden, da die Kommunen mit den notwendigen Investitionen überfordert sind. 

Auch der Investitionspakt Soziale Integration im Quartier aus dem Jahr 2021 vom BMI hat Impulse gesetzt, die aufgegriffen werden können. 

	Wohnen_1: Gerade in Innenstädten ist die hohe Pkw-Dichte ein großes Problem. Stellplatznachweise in Innenstädten müssen aufgehoben werden. Dazu muss aber parallel auch dafür gesorgt werden, dass die Einwohner von Innenstädten einfacher auf ein Auto verzichten können. Dazu gehört die 15-min-Stadt, ein guter ÖPNV und ausreichend Carsharing- und Lastenleihräderangebote. 
	Wohnen_2: In Neubauquartieren brauchen wir eine ausreichende soziale Infrastruktur. Dies kann in Erdgeschossnutzungen passieren, aber auch in eigenen Zentren. 
In Innenstädten gibt es ja viele Leerstände, die hierfür genutzt werden können.  


